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Quersubventionierung in der Elektrizitätswirtschaft unterbinden 


Mit der Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes vom 24. April 1998 ist 
für vertikal integrierte Energieversorgungsuntemehmen die Verpflichtung ver- 
bunden, im Rahmen des Jahresabschlusses für die Bereiche Erzeugung, Über- 
tragung, Verteilung sowie ihre sonstigen Aktivitäten eine separate Bilanz 
sowie Gewinn und Verlustrechnung auszuweisen. Ziel des so genannten 
„Unbundling“ ist es, Monopol- und Wettbewerbsbereiche von vertikal integ- 
rierten Geschäftsbereichen im Bereich des Jahresabschlusses zu trennen, um 
u. a. auch mögliche Anhaltspunkte über Quersubventionen zwischen Mono- 
pol- und Wettbewerbsbereichen zu erhalten. 

Der Geschäftsbereich „Vertrieb“ ist sowohl im Rahmen des novellierten Ener- 
giewirtschaftsgesetzes als auch in der zugrunde liegenden EU-Binnenmarkt- 
richtlinie „Elektrizität“ nicht klar ausgewiesen. Eine geeignete Zuordnung des 
Vertriebsbereiches zu den im Gesetz genannten Funktionen Erzeugung, Über- 
tragung, Verteilung sowie den sonstigen Aktivitäten ist nicht erfolgt. Dies hat 
in der Vergangenheit zu kontroversen Diskussionen zwischen der Vereinigung 
Deutscher Elektrizitätswerke ( VDEW) und dem Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) geführt. 

Der Versuch einer Klarstellung durch die Bundesregierung erfolgt erstmals in 
der Begründung zum Ersten Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Neu- 
reglung des Energiewirtschaftsgesetzes, das unter Postulierung der Gleichstel- 
lung von Gasversorgungsunternehmen und Stromversorgungsuntemehmen 
ein Unbundling im Gasbereich einführt und die Funktionen Vertrieb und Netz 
trennt. 

Seit der Novellierung des Energiewirtschaftsrechtes im Jahr 1998 sind mehr 
als zwei Jahre vergangen. Von jedem vertikal integrierten Stromversorgungs- 
unternehmen müsste heute zumindest ein „Unbundling -Abschluss“ vorliegen. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Technologie 
vom 29. März 2001 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Durch welche Maßnahmen sichert die Bundesregierung die Umsetzung 
der bestehenden Unbundling- Vorschriften? 

§ 9 Absatz 2 des Gesetzes über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (Energie- 
wirtschaftsgesetz - EnWG) sieht vor, dass Elektrizitätsversorgungsuntemeh- 
men der allgemeinen Versorgung getrennte Konten für die Bereiche Erzeu- 
gung, Übertragung und Verteilung sowie für Aktivitäten außerhalb des Elektri- 
zitätsbereichs zu führen haben. Die Übereinstimmung ihres Jahresabschlusses 
mit dieser Vorschrift wird durch das Testat der Abschlussprüfer gemäß §§ 316, 
317 Handelsgesetzbuch sichergestellt. 

Die Bundesregierung hat keine eigenen Überwachungspflichten. Die Elektrizi- 
tätsversorgungsuntemehmen unterliegen nach dem EnWG der Aufsicht durch 
die Länderbehörden (§ 18 EnWG). 


2. Ist bei den vorliegenden Unbundling-Abschlüssen der Grundsatz der Tren- 
nung des (Verteil-)Netzbereiches von den Vertriebsfunktionen gewahrt? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen. 


3. Liegen der Bundesregierung Informationen über Unternehmen vor, die die 
Bereiche „Verteilungsnetz“ und „Vertrieb“ im Rahmen eines Unbundling- 
Abschlusses unter der Funktion „Verteilung“ zusammenfassen? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen. 


4. Beabsichtigt die Bundesregierung die Auswertung und Evaluierung von 
Unbundling-Abschlüssen zur Sicherstellung der Umsetzung des diskrimi- 
nierungsfreien Netzzuganges? 

Dies ist nicht beabsichtigt. 


5. Durch welche Maßnahmen sichert die Bundesregierung bzw. die ihr nach- 
geordneten Behörden eine ausreichende Prüfung des Ansatzes und der Be- 
wertung der für die Netznutzungsentgelte relevanten Kostenbestandteile? 

Das Bundeskartellamt und die Landeskartellbehörden sind zuständig, die Netz- 
nutzungsentgelte nach den Regeln der allgemeinen Missbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen (§19 Abs. 4 Nr. 4 des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen) zu beurteilen. 

Die Energieaufsichtsbehörden der Länder prüfen die Netznutzungsentgelte im 
Rahmen der Genehmigung der Tarife nach der Bundestarifordnung Elektrizität 
vom 18. Dezember 1989 (BTOElt). 


6. Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung zur Sicherung der Kosten- 
transparenz der Netznutzungsentgelte bei allen Energieversorgungsunter- 
nehmen, damit der Verbraucher an geeigneter Stelle klar erkennen kann, 
wie hoch seine Netznutzungskosten sind? 

Kostentransparenz der Netznutzungsentgelte wird unter dem Gesichtspunkt des 
Verbraucherschutzes ein hoher Stellenwert beigemessen. 
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Derzeit diskutieren Vertreter des Bundesministeriums für Wirtschaft und Tech- 
nologie und der Energieaufsichtsbehörden der Länder über die Anpassung der 
BTOElt und der Allgemeinen Versorgungsbedingungen für die Elektrizitätsver- 
sorgung von Tarifkunden vom 21. Juni 1979 (AVBEltV) an die Anforderungen 
des liberalisierten Strommarktes. Ziel ist es, die Arbeiten noch in diesem Jahr 
zum Abschluss zu bringen. 


7. Wie beurteilt die Bundesregierung Aussagen der neuen Stromanbieter, die 
gestützt auf die existierenden Unbundling-Abschlüsse eine Quersubventio- 
nierung der Vertriebsbereiche und der Netzbereiche vermuten? 

Die Bundesregierung begrüßt die Ankündigung der Kartellbehörden, dies- 
bezügliche Beschwerden aufzugreifen. 
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